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Die Unverletzlichkeit der Wohnung 
Zielgruppe: ab Klasse 11 

 

Zielsetzung  

Die Schülerinnen und Schüler (SuS) analysieren Artikel 13 GG hinsichtlich 

ihrer Persönlichkeitsrechte und diskutieren die Bedeutung des Artikels für 

eine demokratische Gesellschaft. 

 

Zeit  

30 Minuten 

 

Material 

PowerPoint-Präsentation (PPT) 

 

Ablauf/Unterrichtsmethode/Sozialform 

 

Ablauf Methode/Sozialform 

1 Einstieg: Bildimpuls 

 

Die Lehrkraft zeigt den SuS ein Bild eines Polizisten. Sie fragt die Klasse, 
wie diese sich verhalten würde, wenn sie allein zu Hause wären und 
plötzlich die Polizei klingelt und Zutritt zur Wohnung/dem Haus verlangt. 
Würden sie die Polizei einlassen oder nicht? 

 

 

 

 

Unterrichtsgespräch 

PPT-Folie 2 

 

2 Rechtliche Einordnung 

Die Lehrkraft präsentiert Art. 13 GG Abs. 1-3, der die Unverletzlichkeit der 
Wohnung garantiert. Mit diesem können die SuS das in Punkt 1 erdachte 
Szenario auflösen: Sie können der Polizei also den Zutritt zur Wohnung 
ermöglichen, müssen dies aber nicht. Hausdurchsuchungen stehen 
grundsätzlich unter „Richtervorbehalt“: die Polizei braucht einen 
richterlichen Durchsuchungsbeschluss. (siehe „Begriffserklärungen“) 

 

 

 

Unterrichtsgespräch 

PPT-Folie 3 

 

 

3 Diskussion 

Die Lehrkraft fragt, warum dieses Recht ins Grundgesetz aufgenommen 
wurde und für eine Demokratie wichtig sei. Sie erinnert ggf. an die 
Entstehungszeit des Grundgesetzes und die Lehren aus der NS-
Vergangenheit. Die SuS überlegen erst für sich, tauschen sich mit ihren 
Nachbarn aus und teilen dann ihre Beiträge der Klasse mit. 

Erwartbar ist, dass die Schülerinnen und Schüler verschiedene Aspekte 
wie Privatsphäre, freie Entfaltung, Merkmale der Rechtsstaatlichkeit (z. 
B. Gewaltenteilung) oder Aspekte wie Sicherheit in ihre Antwort mit 
einbeziehen. 

 

 

 

Partnerarbeit/ 
Unterrichtsgespräch 

PPT-Folie 4 
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Verfassungsbezug 

Art. 13 GG 

 



Unverletzlichkeit der Wohnung / Grundrechte 

 (Bildquellen: ©istockphoto.com/Polina Tomtosova, ©istockphoto.com/Visual Generation, ©istockphoto.com/saenal78) 
 

www.politischebildung.schule.bayern.de 

Tipps 

• Falls die fiktive Situation zum Einstieg der Lehrkraft als ungeeignet für die Klasse erscheint, 

wäre auch die Frage nach der Darstellung des Verhaltens der Polizei in Filmen und 

Fernsehserien denkbar: Wer hat kürzlich einen Film gesehen, in dem die Polizei einfach eine 

Wohnung oder einen Garten einer Privatperson betritt? Darf sie das? Ein Beispiel für einen 

unrechtmäßigen Polizeieinsatz finden sich bspw. in der Serie SOKO Leipzig in der Episode 

„Leni“ (S25 F10, ausgestrahlt am 6.12.2024), zu finden in der ZDF-Mediathek (bis März 2026) 

ab Minute 27:10 oder noch zugespitzter ab Minute 16:00. 

• Hilfreich erscheint es, wenn die SuS bereits Grundlagenkenntnisse über die Grundrechte 

besitzen, bspw. über einen Impuls zur Verfassungsviertelstunde zu Art. 2 oder dem Recht auf 

Privatsphäre. 

• Weiterführend bieten sich weitere / andere Diskussionsfragen an (vgl. PPT-Folien 5 und 6). 

Diese könnten z. B. die Ausweitung des Begriffs der Wohnung im digitalen Zeitalter auf 

virtuelle Räume und „clouds“ betreffen. Oder generell die Frage nach dem Zwiespalt zwischen 

effektiver Strafverfolgung und dem Schutz der Wohnung durch Artikel 13 GG. Die PPT bietet 

hier Ansätze für die Lehrkraft samt Argumenten in den Notizen in den ausgeblendeten PPT-

Folien 

 

Begriffserklärungen 

Richtervorbehalt und „Gefahr in Verzug“ 

Der Richtervorbehalt ist die gesetzliche Pflicht, dass bestimmte staatliche Maßnahmen, die tief in 

Grundrechte eingreifen, nur von einer unabhängigen Richterin oder einem unabhängigen Richter 

vorher angeordnet oder kurzfristig bestätigt werden dürfen. Dies gilt bspw. bei Freiheitsentzug (Art. 

104 GG), Überwachung der Telekommunikation (§100a StPO) oder der Durchsuchung von 

Wohnungen und Geschäftsräumen (Art. 13 GG). 

„Gefahr in Verzug“ bedeutet in diesem Zusammenhang, dass ein staatlicher Eingriff, der eigentlich 

vorher von einer Richterin oder einem Richter angeordnet werden müsste (Richtervorbehalt), sofort 

durchgeführt werden darf, weil das Warten auf die richterliche Entscheidung den Erfolg der Maßnahme 

vereiteln oder gravierende Schäden verursachen würde. Es müssen konkrete, nachvollziehbare 

Umstände vorliegen, die zeigen, dass ein sofortiges Handeln nötig ist (z. B. akute Gefahr für Leib und 

Leben oder drohende Vernichtung/Verlagerung von Beweismitteln). 

 

Zur historischen Einordnung des Art. 13 GG 

Artikel 13 GG steht in der Tradition liberaler Freiheitsrechte des 19. Jahrhunderts: Schon die 

Paulskirchenverfassung von 1849 und die Preußische Verfassung von 1850 garantierten den Schutz 

der Wohnung und knüpften Durchsuchungen an gesetzliche Voraussetzungen. In der Weimarer 

Reichsverfassung (WRV) war die Wohnungsfreiheit ebenfalls verankert (Art. 115), wurde aber durch die 

Notverordnungen nach Art. 48 WRV und insbesondere die Reichstagsbrandverordnung vom 28. 

Februar 1933 faktisch suspendiert. Das NS-Regime hebelte richterliche Kontrolle aus, 

Hausdurchsuchungen und Eingriffe der Geheimpolizei erfolgten meist ohne wirksame rechtsstaatliche 

Schranken. 

Vor diesem Hintergrund betonte der Parlamentarische Rat 1948/49 im Grundgesetz bewusst den 

starken Grundrechtsschutz: Artikel 13 erklärte die Wohnung für unverletzlich und verankerte den 

Richtervorbehalt für Durchsuchungen. Damit sollten Willkür und politischer Missbrauch verhindert und 

die Gewaltenteilung konkretisiert werden. Die Unverletzlichkeit der Wohnung ist auch Teil der 

Menschenrechtserklärung der Vereinten Nationen (Art. 12). 

Seit 1949 wurde Art. 13 punktuell geändert. Die wichtigste Reform war 1998: Zur Bekämpfung schwerer 

Kriminalität erlaubte der Verfassungsgeber unter engen Voraussetzungen die akustische Überwachung 

von Wohnräumen (“großer Lauschangriff”) und fügte dafür weitere Absätze mit richterlicher Anordnung, 
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Verfahrens- und Schutzvorschriften ein. Das Bundesverfassungsgericht präzisierte 2004 diese 

Eingriffsbefugnisse und stellte einen unantastbaren Kernbereich privater Lebensgestaltung klar. Die 

Entwicklung zeigt den dauernden Ausgleich zwischen Sicherheitsinteressen und dem hohen Rang 

häuslicher Privatheit im deutschen Verfassungsstaat. 
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